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Sozialistische Gesetzlichkeit und Staatshaftung
Dozent Dr. GÜNTHER DUCKWITZ, Sektion II der' Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Unabdingbare Grundlage der praktischen Tätigkeit jedes 
staatlichen Organs und jeder staatlichen Einrichtung ist die 
strikte Beachtung der Rechtsvorschriften der DDR. Das gilt 
insbesondere auch für die Bearbeitung aller staatlichen An­
gelegenheiten durch die Mitarbeiter und Beauftragten die­
ser Organe, soweit sie die persönlichen Rechte und berech­
tigten Interessen der Bürger berühren. Damit werden zu­
gleich sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit in 
der Tätigkeit der staatlichen Organe und Einrichtungen 
strikt durchgesetzt. Jede Verletzung der Rechte und be­
rechtigten Interessen der Bürger beeinträchtigt ihr Ver­
trauensverhältnis zum sozialistischen Staat, das gilt auch, 
wenn ihnen seihst oder ihrem persönlichen Eigentum da­
durch Schaden zugefügt wurde.

Es ist daher ein Erfordernis der sozialistischen Gesetz­
lichkeit, daß die Verantwortung der Organe und Einrich­
tungen für die volle Übereinstimmung der Tätigkeit ihrer 
Mitarbeiter und Beauftragten mit den Rechtsvorschriften 
auch die Haftung für Schäden einschließt, die Bürgern 
durch ungesetzliche Maßnahmen einzelner Mitarbeiter 
oder Beauftragter entstehen. Das findet seinen juristischen 
Ausdruck im Gesetz zur Regelung der Staatshaftung in der 
DDR — Staatshaftungsgesetz (StHG) — vom 12. Mai 1969 
(GBl. T Nr. 5 S. 34). Dieses Gesetz begründet die materielle 
Verantwortlichkeit staatlicher Organe und staatlicher Ein­
richtungen für Schäden, die Bürgern und ihrem persön­
lichen Eigentum durch Mitarbeiter und Beauftragte dieser 
Organe in Ausübung staatlicher Tätigkeit rechtswidrig zu­
gefügt werden.

In der überwiegenden Mehrzahl halten die Mitarbeiter 
und Beauftragten staatlicher Organe und Einrichtungen in 
Ausübung staatlicher Tätigkeit das sozialistische Recht strikt 
ein und suchen Schäden zu verhüten. Deshalb sind Anträge 
der Bürger auf der Grundlage des StHG im Vergleich zu 
Eingaben und Rechtsmitteln der Bürger, deren sorgfältige 
Bearbeitung und Auswertung ebenfalls wesentlich zur Ge­
währleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit in der Tätig­
keit staatlicher Organe und staatlicher Einrichtungen bei­
trägt1, relativ selten. Trotzdem wirkt Sich aber jede einzelne 
Entscheidung mehr oder weniger nachhaltig auf die soziale 
Sicherheit des geschädigten Bürgers aus. Die Bürger erwar­
ten daher, daß die bestehenden juristischen Garantien im 
Schadensfall voll wirksam werden, wenn der geschädigte 
Bürger seinen begründeten Schadenersatzanspruch bei dem 
Organ oder der Einrichtung beantragt, durch deren Mit­
arbeiter oder Beauftragte der Schaden verursacht wurde.

Ein solcher Antrag verpflichtet den jeweiligen Leiter, ihn 
gewissenhaft zu prüfen, unbürokratisch zu bearbeiten und 
über Grund und Höhe des Schadenersatzanspruchs zu ent­
scheiden, sofern nicht die Zuständigkeit des Leiters eines 
übergeordneten Organs für diese Entscheidung festgelegt 
ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 StHG).

Voraussetzungen der Staatshaftung

Die Entscheidung über Grund und Höhe der Staatshaftung 
ist das Ergebnis einer sorgfältigen Prüfung derjenigen Vor­
aussetzungen, die in § 1 StHG festgelegt sind. Danach ist 
ein Schadenersatzanspruch begründet, wenn
— der Schaden einem Bürger (z. B. an seiner Gesundheit) 

oder seinem persönlichen Eigentum zugefügt wurde;
— der Schadensverursacher Mitarbeiter oder Beauftragter 

eines staatlichen Organs oder einer staatlichen Einrich­
tung ist;

— der Schaden in Ausübung staatlicher Tätigkeit (in der

Regel in Ausübung vollziehend-verfügender Tätigkeit) 
verursacht und 

— der Schaden rechtswidrig zugefügt wurde.
Der Umfang des Schadenersatzes bestimmt sich gemäß § 3 

Abs. 2 StHG nach zivilrechtlichen Vorschriften, soweit in 
Gesetzen oder anderen Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmt ist; er wird also in der Regel auf der Grundlage 
der §’§ 336 bis 342 ZGB zu berechnen sein.

Die Prüfung der Voraussetzungen der Staatshaftung und 
die Entscheidung über den Schadenersatzanspruch erfor­
dern die Kenntnis der gesellschaftlichen Funktion und der 
politischen Zielstellung der Staatshaftung in der entwickel­
ten sozialistischen Gesellschaft.

Gesellschaftliche Funktion und Ziel der Staatshaftung

Folgende Zusammenhänge sind zu beachten:
Indem Bürgern derjenige Schaden ersetzt wird, der in 

Ausübung staatlicher Tätigkeit rechtswidrig verursacht 
wurde, dient die Staatshaftung der Wiederherstellung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und damit der Durchsetzung 
eines Grundprinzips im gesamtgesellschaftlichen Interesse. 
Obwohl derartige Schadenszufügungen dem Charakter der 
staatlichen Tätigkeit in der sozialistischen Gesellschaft we­
sensfremd sind, können sie noch nicht völlig ausgeschlos­
sen werden. Sie beruhen auf objektiven und subjektiven 
Ursachen und Mängeln in der Tätigkeit einzelner Mitarbei­
ter oder Beauftragter der Organe oder Einrichtungen, so 
daß nach wie vor die Notwendigkeit besteht, den Schutz 
der Rechte der geschädigten Bürger und ihres persönlichen 
Eigentums auch insoweit zu garantieren;

Diese Garantie des Schutzes der Rechte der Bürger trägt 
zugleich zur Vertiefung des Vertrauensverhältnisses zwi­
schen Staat und Bürger bei. Sie bewirkt, daß sich das sozia­
listische Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürger festigt. 
Zugleich fördert diese Garantie die Bereitschaft der Bür­
ger zur Verwirklichung der Hauptaufgabe. Dabei prägen 
keineswegs die Anzahl der Staatshaftungsfälle und die 
Höhe der jährlich anfallenden Schadenssumme die gesell­
schaftliche Bedeutung der Staatshaftung. Allein die Tat­
sache, daß diese gesetzlich geregelt ist, ist Ausdruck sozia­
ler Sicherheitsgarantien für die Bürger.

Der Schadenersatz gleicht denjenigen materiellen Nach­
teil finanziell aus, der einem Bürger durch eine Schädi­
gung seiner Gesundheit, seiner Arbeitskraft oder seines 
persönlichen Eigentums entstanden ist. Damit wird für ihn 
die materielle Grundlage gesichert, die er zur Befriedigung 
seiner materiellen und kulturellen Bedürfnisse benötigt. Zu­
gleich ist der Schadenersatz Ausdruck eines unduldsamen 
Verhaltens der staatlichen Organe und Einrichtungen ge­
genüber Rechtswidrigkeiten. Dadurch festigt sich beim Bür­
ger die Gewißheit, daß Verletzungen seiner subjektiven 
Rechte in Ausübung staatlicher Tätigkeit gerecht geahndet 
werden.

Gewährleistung der Grundrechte 
und der sozialen Sicherheit der Bürger

Die Staatshaftung hilft, wesentliche Grundrechte der Bür­
ger zu sichern und zu realisieren2; so z. B. den Schutz ihrer 
Gesundheit und ihrer Arbeitskraft (Art. 35 der Verfassung), 
die Gewährleistung ihres persönlichen Eigentums (Art. 11), 
den Schutz ihrer Persönlichkeit und ihrer Freiheit (Art. 30). 
Die Staatshaftung steht damit auch in einem unmittelbaren


